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4. Codex iuris canonici
Vom 25. Januar 1983

– Auszug –

BUCH I. ALLGEMEINE NORMEN

TITELVI. PHYSISCHE UND JURISTISCHE PERSONEN

KAPITEL II. JURISTISCHE PERSONEN

. . .

Can. 114

§ 1 Juristische Personen entstehen entweder aufgrund einer Rechtsvorschrift
selbst oder aufgrund einer durch Dekret gegebenen besonderen Verleihung
seitens der zuständigen Autorität, und zwar als Gesamtheiten von Personen
oder Sachen, die auf ein Ziel hingeordnet sind, das mit der Sendung der
Kirche übereinstimmt und die Zielsetzung Einzelner übersteigt.

§ 2 Unter den in § 1 genannten Zielen versteht man solche, die Werke der
Frömmigkeit, des Apostolates oder der Caritas in geistlicher oder zeitlicher
Hinsicht betreffen.

§ 3 Die zuständige Autorität der Kirche darf die Rechtspersönlichkeit nur
solchen Gesamtheiten von Personen oder Sachen verleihen, die ein tatsächlich
nutzbringendes Ziel verfolgen und nach Erwägung aller Umstände über die
Mittel verfügen, die voraussichtlich zur Erreichung des festgesetzten Zieles
genügen können.

Can. 115

§ 1 Juristische Personen in der Kirche sind entweder Gesamtheiten von
Personen oder von Sachen.

§ 2 Eine Gesamtheit von Personen, die nur aus mindestens drei Personen
errichtet werden kann, ist kollegial, wenn die Mitglieder deren Handeln
bestimmen, indem sie nach Maßgabe des Rechtes und der Statuten bei der
Entscheidungsfällung zusammenwirken, sei es gleichberechtigt oder nicht;
anderenfalls ist sie nichtkollegial.

§ 3 Eine Gesamtheit von Sachen, d.h. eine selbständige Stiftung, besteht aus
Gütern oder Sachen geistlicher oder materieller Art und wird nach Maßgabe
des Rechtes und der Statuten entweder von einer oder mehreren physischen
Personen oder von einem Kollegium geleitet.

Can. 116

§ 1 Öffentliche juristische Personen sind Gesamtheiten von Personen oder
Sachen, die von der zuständigen kirchlichen Autorität errichtet werden,
damit sie innerhalb der für sie festgesetzten Grenzen nach Maßgabe der
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Rechtsvorschriften im Namen der Kirche die ihnen im Hinblick auf das
öffentliche Wohl übertragene eigene Aufgabe erfüllen; die übrigen juristi-
schen Personen sind private.

§ 2 Öffentliche juristische Personen erhalten diese Rechtspersönlichkeit
entweder von Rechts wegen oder durch ein besonderes Dekret der zuständi-
gen Autorität, das diese ausdrücklich gewährt; private juristische Personen
erhalten diese Rechtspersönlichkeit allein durch ein besonderes Dekret der
zuständigen Autorität, das diese Rechtspersönlichkeit ausdrücklich gewährt.

Can. 117

Eine Gesamtheit von Personen oder Sachen, die anstrebt, Rechtspersön-
lichkeit zu erhalten, kann diese nur erlangen, wenn ihre Statuten von der
zuständigen Autorität gebilligt worden sind.

Can. 118

Eine öffentliche juristische Person vertreten, indem sie in ihrem Namen
handeln, diejenigen, denen diese Kompetenz durch allgemeines oder partiku-
lares Recht oder durch die eigenen Statuten zuerkannt wird; eine private
juristische Person vertreten diejenigen, denen diese Kompetenz durch die
Statuten zuerkannt wird.

Can. 119

Was kollegiale Akte betrifft, so gilt, wenn nicht im Recht oder in den
Statuten etwas anderes vorgesehen ist:
1º bei Wahlen hat das Rechtskraft, was bei Anwesenheit wenigstens der

Mehrheit der Einzuladenden die absolute Mehrheit der Anwesenden
beschlossen hat; nach zwei erfolglosen Wahlgängen findet eine Stichwahl
statt zwischen den beiden Kandidaten, die den größeren Stimmenanteil
erhalten haben, oder, wenn es mehrere sind, zwischen den beiden, die
dem Lebensalter nach die älteren sind; wenn es nach dem dritten Wahl-
gang bei Stimmengleichheit bleibt, gilt der als gewählt, der dem Lebens-
alter nach der ältere ist;

2º bei anderen Angelegenheiten hat das Rechtskraft, was bei Anwesenheit
wenigstens der Mehrheit der Einzuladenden die absolute Mehrheit der
Anwesenden beschlossen hat; wenn jedoch nach zwei Abstimmungen
Stimmengleichheit besteht, kann der Vorsitzende mit seiner Stimme den
Ausschlag geben;

3º was aber alle als einzelne betrifft, muß von allen gebilligt werden.

Can. 120

§ 1 Eine juristische Person ist ihrer Natur nach zeitlich unbegrenzt; sie
erlischt aber, wenn sie von der zuständigen Autorität rechtmäßig aufgehoben
wird oder durch einen Zeitraum von hundert Jahren zu handeln aufgehört
hat; eine private juristische Person erlischt außerdem, wenn die Vereinigung
selbst nach Maßgabe der Statuten aufgelöst wird oder wenn nach dem Urteil
der zuständigen Autorität die Stiftung selbst nach Maßgabe der Statuten zu
bestehen aufgehört hat.

4 CIC Can. 117–120 Codex Iuris Canonici (Auszug)
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§ 2 Ist nur noch eines der Mitglieder einer kollegialen juristischen Person
übriggeblieben und hat die Gesamtheit von Personen nach den Statuten zu
bestehen nicht aufgehört, so kommt die Ausübung aller Rechte der Gesamt-
heit jenem Mitglied zu.

Can. 121

Werden Gesamtheiten von Personen oder Sachen, die öffentliche juristi-
sche Personen sind, so miteinander vereinigt, daß aus diesen eine einzige
Gesamtheit entsteht, die auch selbst Rechtspersönlichkeit besitzt, so erhält
diese neue juristische Person die Güter und Vermögensrechte, die den frühe-
ren gehörten, und übernimmt die Verbindlichkeiten, mit denen diese belastet
waren; was aber vor allem die Zweckbestimmung der Güter und die Erfül-
lung der Verbindlichkeiten angeht, müssen der Wille der Stifter und Spender
sowie wohlerworbene Rechte gewahrt bleiben.

Can. 122

Wenn eine Gesamtheit, die öffentliche Rechtspersönlichkeit besitzt, so
geteilt wird, daß entweder ein Teil von ihr mit einer anderen juristischen
Person vereinigt wird oder aus dem abgetrennten Teil eine andere öffentliche
juristische Person errichtet wird, muß die kirchliche Autorität, der die Tei-
lung zusteht, unter Wahrung vor allem des Willens der Stifter und Spender
sowie wohlerworbener Rechte und der gebilligten Statuten, selbst oder durch
einen Vollzieher dafür sorgen:
1º daß teilbare gemeinsame Güter und Vermögensrechte sowie Schulden und

andere Verbindlichkeiten unter die betreffenden juristischen Personen im
gebührenden Verhältnis nach Recht und Billigkeit und unter Berücksich-
tigung aller Umstände und Notwendigkeiten beider geteilt werden;

2º daß Gebrauch und Nießbrauch nicht teilbarer gemeinsamer Güter eben-
falls unter Wahrung des gebührenden nach Recht und Billigkeit zu be-
stimmenden Verhältnisses beiden juristischen Personen zugute kommen
und die zu diesen gehörenden Verbindlichkeiten beiden auferlegt werden.

Can. 123

Nach dem Erlöschen einer öffentlichen juristischen Person wird die Zu-
ordnung ihrer Güter und Vermögensrechte sowie der Verbindlichkeiten
durch das Recht und die Statuten geregelt; wenn diese schweigen, fallen sie
der unmittelbar höheren juristischen Person zu, immer unter Wahrung des
Willens der Stifter und Spender sowie wohlerworbener Rechte; nach dem
Erlöschen einer privaten juristischen Person wird die Zuordnung ihres Ver-
mögens und ihrer Verbindlichkeiten durch die eigenen Statuten geregelt.

BUCH V. KIRCHENVERMÖGEN

TITEL II. VERMÖGENSVERWALTUNG

Can. 1273

Kraft des Leitungsprimats hat der Papst die oberste Verwaltung und Ver-
fügung über alle Kirchengüter.

Codex Iuris Canonici (Auszug) Can. 121–123, Can. 1273 CIC 4
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Can. 1274

§ 1 In den einzelnen Diözesen hat es eine besondere Einrichtung zu geben,
die Vermögen oder Gaben zu dem Zweck sammelt, daß der Unterhalt der
Kleriker, die für die Diözese Dienst tun, gemäß Can. 281 gewährleistet ist,
falls nicht anders für sie vorgesorgt ist.

§ 2 Wo die soziale Vorsorge für den Klerus noch nicht angemessen geordnet
ist, muß die Bischofskonferenz dafür sorgen, daß eine Einrichtung besteht,
durch welche die soziale Sicherheit der Kleriker hinreichend gewährleistet
wird.

§ 3 In den einzelnen Diözesen ist, soweit erforderlich, ein allgemeiner Ver-
mögensfonds einzurichten, durch den die Bischöfe in die Lage versetzt
werden, den Verpflichtungen gegenüber den anderen Kirchenbediensteten
Genüge zu leisten und den verschiedenen Erfordernissen der Diözese nach-
zukommen, und durch den auch die reicheren Diözesen die ärmeren unter-
stützen können.

§ 4 Je nach den örtlichen Umständen können die in den §§ 2 und 3
genannten Zwecke geeigneter durch einen Verbund diözesaner Einrichtun-
gen erreicht werden oder durch Kooperation oder auch durch geeigneten
Zusammenschluß für verschiedene Diözesen, ja sogar für das ganze Gebiet
einer Bischofskonferenz.

§ 5 Diese Einrichtungen sollen, soweit möglich, so verfaßt werden, daß sie
auch nach weltlichem Recht Wirksamkeit erhalten.

Can. 1275

Der aus verschiedenen Diözesen gebildete Vermögensfonds wird gemäß
den von den beteiligten Bischöfen in geeigneter Weise vereinbarten Normen
verwaltet.

Can. 1276

§ 1 Der Ordinarius hat gewissenhaft die Verwaltung des gesamten Vermögens
zu überwachen, das den ihm unterstellten öffentlichen juristischen Personen
gehört, unbeschadet der Rechtstitel, die ihm weitergehende Rechte einräumen.

§ 2 Innerhalb der Grenzen des allgemeinen und partikularen Rechts haben
die Ordinarien unter Beachtung der Rechte, der rechtmäßigen Gewohn-
heiten und der Umstände durch Erlaß besonderer Instruktionen für die
Regelung der gesamten kirchlichen Vermögensverwaltung zu sorgen.

Can. 1277

Was das Setzen von Akten der Verwaltung betrifft, die unter Beachtung der
Vermögenslage der Diözese von größerer Bedeutung sind, muß der Diözesan-
bischof den Vermögensverwaltungsrat und das Konsultorenkollegium hören;
er bedarf jedoch der Zustimmung eben dieses Rates und auch des Konsulto-
renkollegiums, außer in den vom allgemeinen Recht oder den Stiftungs-
urkunden besonders vorgesehenen Fällen, für das Setzen von Akten der
außerordentlichen Verwaltung. Die Bischofskonferenz aber hat zu bestim-

4 CIC Can. 1274–1277 Codex Iuris Canonici (Auszug)
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men, welche Akte als solche der außerordentlichen Verwaltung zu gelten
haben.

Can. 1278

Außer den in can. 494, §§ 3 und 4 genannten Aufgaben können dem
Ökonom vom Diözesanbischof die in den cann. 1276, § 1 und 1279, § 2
genannten Aufgaben übertragen werden.

Can. 1279

§ 1 Die kirchliche Vermögensverwaltung steht demjenigen zu, der die Per-
son, der dieses Vermögen gehört, unmittelbar leitet, falls das Partikularrecht,
die Statuten oder eine rechtmäßige Gewohnheit nichts anderes vorsehen und
unbeschadet des Eingriffsrechts des Ordinarius im Falle der Nachlässigkeit des
Verwalters.

§ 2 Für die Vermögensverwaltung derjenigen öffentlichen juristischen Per-
son, die von Rechts wegen, nach der Stiftungsurkunde oder den eigenen
Statuten keine eigenen Verwalter hat, hat der Ordinarius, dem diese unter-
stellt ist, geeignete Personen für den Zeitraum von drei Jahren zu berufen; sie
können vom Ordinarius wieder ernannt werden.

Can. 1280

Jedwede juristische Person muß ihren Vermögensverwaltungsrat haben
oder wenigstens zwei Ratgeber, welche dem Verwalter nach Maßgabe der
Statuten bei der Erfüllung seiner Aufgabe helfen.

Can. 1281

§ 1 Unbeschadet der Vorschriften der Statuten setzen Verwalter ungültig Akte,
die Grenzen und Weise der ordentlichen Verwaltung überschreiten, falls sie
nicht zuvor vom Ordinarius eine schriftliche Ermächtigung erhalten haben.

§ 2 In den Statuten sind diejenigen Akte festzulegen, welche die Grenze
sowie die Art und Weise der ordentlichen Verwaltung überschreiten; falls
hierüber jedoch die Statuten schweigen, kommt es dem Diözesanbischof zu,
nach Anhören des Vermögensverwaltungsrates derartige Akte für die ihm
unterstellten Personen festzulegen.

§ 3 Wenn und insoweit eine juristische Person keinen Vorteil erhalten hat,
haftet sie nicht für ungültig gesetzte Akte der Verwalter; hinsichtlich der von
den Verwaltern unerlaubt, aber gültig gesetzten Akte haftet jedoch die juristi-
sche Person selbst, unbeschadet ihrer Klage oder Beschwerde gegen die Ver-
walter, die ihr Schaden zugefügt haben.

Can. 1282

Alle, Kleriker oder Laien, die aufgrund eines rechtmäßigen Titels an der
kirchlichen Vermögensverwaltung teilhaben, sind gehalten, ihre Aufgaben im
Namen der Kirche nach Maßgabe des Rechts zu erfüllen.

Can. 1283

Bevor die Verwalter ihr Amt antreten:

Codex Iuris Canonici (Auszug) Can. 1278–1283 CIC 4
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1º müssen sie vor dem Ordinarius oder seinem Bevollmächtigten einen Eid
ablegen, ihr Amt gut und treu zu verwalten;

2º ist ein genaues und ins einzelne gehendes und von ihnen zu unterzeich-
nendes Bestandsverzeichnis der Immobilien, der beweglichen Sachen,
seien sie wertvoll oder sonstwie den Kulturgütern zuzurechnen, oder
anderer Sachen mit deren Beschreibung und Wertangabe anzufertigen
bzw. ein vorliegendes Bestandsverzeichnis zu überprüfen;

3º muß ein Exemplar dieses Bestandsverzeichnisses im Archiv der Verwal-
tung, ein weiteres im Archiv der Kurie aufbewahrt werden; in beiden
Exemplaren ist jede Veränderung zu verzeichnen, die das Vermögen
erfährt.

Can. 1284

§ 1 Alle Verwalter sind gehalten, ihr Amt mit der Sorgfalt eines guten Haus-
vaters zu erfüllen.

§ 2 Deshalb müssen sie:
1º darüber wachen, daß das ihrer Sorge anvertraute Vermögen auf keine

Weise verlorengeht oder Schaden leidet; zu diesem Zweck müssen sie,
soweit erforderlich, Versicherungsverträge abschließen;

2º dafür sorgen, daß das Eigentum an dem Kirchenvermögen auf nach welt-
lichem Recht gültige Weise gesichert wird;

3º die Vorschriften sowohl des kanonischen als auch des weltlichen Rechts
sowie alle Bestimmungen beachten, die von dem Stifter, dem Spender
oder der rechtmäßigen Autorität getroffen worden sind, besonders aber
verhüten, daß durch Nichtbeachtung der weltlichen Gesetze der Kirche
Schaden entsteht;

4º Vermögenseinkünfte und Erträgnisse genau und zur rechten Zeit ein-
fordern und sie sicher verwahren und nach dem Willen des Stifters oder
nach den rechtmäßigen Bestimmungen verwenden;

5º die Zinsen aufgrund von Darlehen oder Hypotheken in der festgesetzten
Zeit begleichen und dafür sorgen, daß das aufgenommene Kapital in
geeigneter Weise getilgt wird;

6º das Geld, das nach Bestreitung der Ausgaben übrigbleibt und nutzbrin-
gend angelegt werden kann, mit Zustimmung des Ordinarius für Zwecke
der juristischen Person anlegen;

7º die Einnahmen- und Ausgabenbücher wohlgeordnet führen;
8º am Ende jeden Jahres über die Verwaltung Rechenschaft ablegen;
9º Dokumente und Belege, auf die sich vermögensrechtliche Ansprüche der

Kirche oder des Institutes gründen, gebührend ordnen und in einem
entsprechenden und geeigneten Archiv aufbewahren, authentische Ko-
pien derselben aber, soweit sich das leicht durchführen läßt, im Archiv der
Kurie hinterlegen.

§ 3 Die jährliche Erstellung von Haushaltsplänen über die Einnahmen und
Ausgaben durch die Verwalter wird dringend empfohlen; dem Partikularrecht
aber bleibt es überlassen, diese anzuordnen und Art und Weise der Aufstellung
genauer zu bestimmen.

4 CIC Can. 1284 Codex Iuris Canonici (Auszug)
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Can. 1285

Nur innerhalb der Grenzen der ordentlichen Verwaltung sind die Verwalter
befugt, aus dem beweglichen Vermögen, das nicht zum Stammvermögen
gehört, für Zwecke der Frömmigkeit oder der christlichen Caritas Schenkun-
gen zu machen.

Can. 1286

Die Vermögensverwalter haben:
1º bei der Beschäftigung von Arbeitskräften auch das weltliche Arbeits- und

Sozialrecht genauestens gemäß den von der Kirche überlieferten Grund-
sätzen zu beachten;

2º denjenigen, die aufgrund eines Vertrages Arbeit leisten, einen gerechten
und angemessenen Lohn zu zahlen, so daß sie in der Lage sind, für ihre
und ihrer Angehörigen Bedürfnisse angemessen aufzukommen.

Can. 1287

§ 1 Unter Verwerfung jeder entgegenstehenden Gewohnheit sind die Ver-
walter jedweden kirchlichen Vermögens, seien sie Kleriker oder Laien, soweit
sie nicht der Leitungsgewalt des Diözesanbischofs rechtmäßig entzogen sind,
verpflichtet, alljährlich dem Ortsordinarius Rechenschaft abzulegen, der die
Rechnungslegung dem Vermögensverwaltungsrat zur Prüfung zu übergeben
hat.

§ 2 Über die Vermögenswerte, die der Kirche von Gläubigen gespendet
werden, haben die Verwalter den Gläubigen gegenüber Rechenschaft abzule-
gen gemäß den vom Partikularrecht festzulegenden Bestimmungen.

Can. 1288

Die Verwalter dürfen ohne schriftliche Erlaubnis des eigenen Ordinarius
einen Prozeß weder im Namen einer öffentlichen juristischen Person begin-
nen noch vor einem weltlichen Gericht anhängig machen.

Can. 1289

Auch wenn die Verwalter zu ihrem Dienst nicht aufgrund eines Kirchen-
amtes verpflichtet sind, können sie den übernommenen Dienst nicht eigen-
mächtig niederlegen; wenn durch die eigenmächtige Aufgabe der Kirche
Schaden erwächst, sind sie zur Wiedergutmachung verpflichtet.

TITEL III. VERTRÄGE, INSBESONDERE DIE VERÄUSSERUNG

Can. 1290

Was das weltliche Recht in einem Gebiet über die Verträge im allgemeinen
und im besonderen und über deren Erfüllung bestimmt hat, das ist im kano-
nischen Recht mit denselben Wirkungen hinsichtlich der der Leitungsgewalt
der Kirche unterworfenen Angelegenheiten zu beachten, wenn das nicht dem
göttlichen Recht widerspricht oder das kanonische Recht nicht eine andere
Bestimmung trifft und unter Wahrung der Vorschrift von can. 1547.

Codex Iuris Canonici (Auszug) Can. 1285–1290 CIC 4
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Can. 1291

Zur gültigen Veräußerung von Vermögensstücken, die durch rechtmäßige
Zuweisung das Stammvermögen einer öffentlichen juristischen Person bilden
und deren Wert eine rechtlich festgesetzte Summe überschreitet, wird die
Erlaubnis der nach Maßgabe des Rechts zuständigen Autorität verlangt.

Can. 1292

§ 1 Unbeschadet der Vorschrift von can. 638, § 3 wird, wenn der Wert des
Vermögens, dessen Veräußerung beabsichtigt ist, innerhalb der von der Bi-
schofskonferenz für ihren Bereich festzulegenden Unter- und Obergrenze
liegt, bei juristischen Personen, die nicht dem Diözesanbischof unterstehen,
die zuständige Autorität in den eigenen Statuten bestimmt; sonst ist die
zuständige Autorität der Diözesanbischof, welcher der Zustimmung des Ver-
mögensverwaltungsrates und des Konsultorenkollegiums bedarf, sowie derje-
nigen, die davon betroffen sind. Ihrer Zustimmung bedarf der Diözesan-
bischof selbst auch zur Veräußerung von Diözesanvermögen.

§ 2 Handelt es sich jedoch um Sachen, deren Wert die Obergrenze über-
schreitet, oder um Sachen, die der Kirche aufgrund eines Gelübdes geschenkt
worden sind, oder um künstlerisch oder historisch wertvolle Sachen, so
bedarf es zur Gültigkeit der Veräußerung außerdem der Erlaubnis des Heili-
gen Stuhles.

§ 3 Ist die zu veräußernde Sache teilbar, so müssen in dem Gesuch um die
Erlaubnis die bereits früher veräußerten Teile angegeben werden; sonst ist die
Erlaubnis ungültig.

§ 4 Diejenigen, die bei Veräußerungsgeschäften durch Rat oder Zustim-
mung beteiligt sein müssen, dürfen Rat oder Zustimmung erst erteilen,
nachdem sie genau über die Wirtschaftslage der juristischen Person informiert
worden sind, deren Vermögensstücke zur Veräußerung vorgeschlagen wer-
den, sowie über bereits durchgeführte Veräußerungen.

Can. 1293

§ 1 Zur Veräußerung von Vermögen, dessen Wert die festgesetzte Unter-
grenze überschreitet, wird außerdem verlangt:
1º ein gerechter Grund, wie z.B. dringende Notwendigkeit, offenbarer Nut-

zen, Frömmigkeit, Caritas oder ein anderer gewichtiger pastoraler Grund;
2º eine von Sachverständigen schriftlich vorgenommene Schätzung der zu

veräußernden Sache.

§ 2 Auch andere, von der rechtmäßigen Autorität verfügte Sicherheitsvor-
kehrungen sind zu beachten, damit Schaden für die Kirche vermieden wird.

Can. 1294

§ 1 In der Regel darf eine Sache nicht unter dem Schätzpreis veräußert
werden.

§ 2 Der aus einer Veräußerung erzielte Erlös ist entweder sicher zum Nutzen
der Kirche anzulegen oder gemäß den Veräußerungszwecken klug zu ver-
wenden.

4 CIC Can. 1291–1294 Codex Iuris Canonici (Auszug)


